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Einladung zur 13. Sitzung des Naturschutzbeirates  
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Umweltamt 
 

Dienstgebäude 
Bismarckstr. 16, Düren 
Zimmer-Nr. B 609 
Auskunft 
Martin Castor 
Fon 02421/22-1066300 
Fax 02421/22-1066990 
m.castor@kreis-dueren.de 
Bitte vereinbaren Sie einen Termin 
Servicezeiten 
Mo bis Do 8 bis 16 und Fr 8 bis 13 Uhr 

 
An die 
Mitglieder des Naturschutzbeirates 
(nachrichtlich an die stellv. Beiratsmitglieder) 
 
 
 

Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Mein Zeichen Datum 
  66/3  26. Mai 2023 

DER LANDRAT 

Briefanschrift: Kreisverwaltung Düren  52348 Düren 

 
Einladung zur  

 
13. Sitzung des Beirates  

bei der Unteren Naturschutzbehörde 
am Mittwoch, den 14. Juni 2023, 18:00 Uhr, 

Sitzungsraum B 130 Kreishaus Düren, Bismarckstr. 16 
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T a g e s o r d n u n g für die 13. Sitzung 
 
 

I. Öffentliche Sitzung 
 

1. Genehmigung der Niederschrift über die 12. Sitzung des Naturschutzbeirates am 17.04.2023 
 
2. Bericht des Vorsitzenden über getroffene Entscheidungen 
 
3. Bericht des Vorsitzenden über Entscheidungen bei Verfahren der Bauleitplanung 

 
4. Anhörung des Beirats in aktuellen Verfahren der Bauleitplanung (vorsorglich) 
 
 5. Ertüchtigung der Kläranlage Heimbach – Einrichtung temporärer Lagerflächen im Naturschutzgebiet 

 
6. Verrohrung des Bourheimer Fließes im Bereich des Drosselschachtes des Stauraumkanals bei Jülich-

Bourheim 
 
7. Erweiterung Abgrabung Niederzier-Steinstraß 
 
8. Sitzungsniederschrift 
 
 9. Mitteilungen und Anfragen 

 
  9.1. Mitteilungen  
 
  9.2. Anfragen 

 
II.  Nichtöffentliche Sitzung 
 

 10. Mitteilungen und Anfragen 
 
 
 

Die Vorlagen/ Mitteilungen samt Anlagen zu TOP 3 bis 8 sind beigefügt. 
 
 
 
Mit freundlichem Gruß 

Dr. Achim Siepen 
 
           Für die Richtigkeit:   
               Verena Klöcker 



zu TOP 3 der 13. Sitzung des Beirates bei der Unteren Naturschutzbehörde am 14.06.2023 
 
 
 
 
 
 
 
Stand: 25.05.2023 

Lfd. 
Nr. 

Datum UNB/ 
Fristende 

Kommu-
ne Vorgang Vorhabentyp Dig. UVP 

LBP ASP 
NSG/ 
LSG/ 
IB* 

Beratungsergebnis Beirat Votum 
UNB 

Beratung 
im 

Beirat 
erforder-

lich 

Versen-
dung Stel-
lungnah-

me an 
Beirat 

239 
01.05.2023 – 
02.06.2023 

Alden-
hoven 

54. Änd. des FNP 
zum B-Plan Nr. 
90 A "Freiflä-
chenanlage PV" 

Sondergebiet 
"Photovoltaik" 

ja ja ja nein 

Beteiligung am 02.05.2023: 
Keine Stellungnahme abge-
geben 

Keine 
Bedenken 

nein  
25.05.2023 

240 
01.05.2023 – 
02.06.2023 

Alden-
hoven 

B-Plan Nr. 90 A 
"Freiflächenan-
lage PV" 

Sondergebiet 
"Photovoltaik" 

ja ja ja nein 

Beteiligung am 02.05.2023: 
Keine Stellungnahme abge-
geben 

Keine 
grund-
sätzl. 
Bedenken 

nein 
25.05.2023 

 

30.03.2023 – 14.06.2023 

 

Beteiligung des Naturschutzbeirates 
im Rahmen der Bauleitplanung Dig. = Digitale Daten 

*IB = Innenbereich 



Vorlage zu TOP 5 der 13. Sitzung des Beirats bei der Unteren Naturschutzbehörde am 14.06.2023 
 
Ertüchtigung der Kläranlage Heimbach – Einrichtung temporärer Lagerflächen im Naturschutzgebiet 
 
Sachverhalt: 
Die 2. Änderungsgenehmigung zur Ertüchtigung der Kläranlage Heimbach wurde im Verfahren nach §57 Abs. 2 Lan-
deswassergesetz (LWG) am 23.02.2022 von der Bezirksregierung Köln erteilt. Teil dieser Genehmigung ist unter ande-
rem der Neubau eines Rechen- und Sandfanggebäudes, der Neubau eines Rücklaufschlammpumpwerkes und die 
Errichtung eines Prozesswasserspeichers.  
Die Kläranlage und das Bauvorhaben selbst befinden sich innerhalb des Landschaftsschutzgebietes "Rurtal und 
Seitenhänge zwischen Blens und Hasenfeld" gemäß Ziffer 2.2-4 des rechtkräftigen Landschaftsplans Heimbach. Die 
naturschutzfachlichen Belange des dortigen Bauvorhabens sind im Rahmen der 2. Änderungsgenehmigung vollstän-
dig abgearbeitet und eingestellt worden.  
Im Zuge der erst kürzlich durchgeführten Ausführungsplanung wurde festgestellt, dass die erforderlichen Flächen 
für die Baustelleneinrichtung nicht vollständig auf dem Betriebsgelände der Kläranlage eingerichtet werden kön-
nen, sondern zum Teil in das angrenzende Naturschutzgebiet (NSG) "Rurtal von der Staumauer Heimbach bis Stadt-
grenze nördlich Blens" gemäß Ziffer 2.1-2 verlegt werden müssen. 

  
Abbildung 1: Schutzgebietsabgrenzung der Betriebsfläche der Kläranlage (Flst. 168) und der geplanten Lagerfläche 

(Flst. 169) 

Entsprechend wurde bei der Unteren Naturschutzbehörde die naturschutzfachliche Befreiung zur Einrichtung tem-
porärer Lagerflächen im Naturschutzgebiet beantragt. 
 
Das Kläranlagengelände ist dicht bebaut. Theoretisch vorhandene Flächen für die Baustelleneinrichtung wären le-
diglich im südwestlichen Teil entlang der Zaunanlage oder im nordöstlichen Teil im Bereich der Trafostation. Der 
südwestliche Teil entlang der Zaunanlage scheidet aufgrund des Bauablaufs aus. Für die Erstellung der Kompaktan-
lage muss der bestehende Hügel bis auf 201,50 mNN abgetragen werden. Dies führt dazu, dass die hoch gelegene 
Zulaufleitung (Deckelhöhe Zulaufschacht: 203,58) eine Barriere für die Erreichbarkeit der Container darstellt. Eine 
Zuwegung ist nicht gegeben. 
Der nordöstliche Teil im Bereich der Trafostation wird ebenfalls durch die Baumaßnahmen am Rücklaufschlamm-
/Überschussschlammpumpwerk, sowie am Prozesswasserspeicher behindert. Zudem sind zusätzlich Bürocontainer 
und Sanitärcontainer zu stellen, welche die Fläche zusätzlich einschränken.  



Die Kläranlage ist im Norden begrenzt durch stark abschüssiges Gelände, im Süden durch die Rur. Andere Ausweich-
flächen in unmittelbarer Umgebung sind nicht vorhanden. 
Die Einrichtung von temporären Lagerflächen und Flächen für die Aufstellung von Mannschaftscontainern ist somit 
nur außerhalb der Betriebsfläche der Kläranlage und somit im direkt angrenzenden NSG möglich. 
 
Als Platzbedarf wird hier eine Fläche von ca. 90 m² für die Aufstellung von einem Mannschafts- und einem Magazin-
container angegeben. Für entsprechende Zuwegungen werden voraussichtlich weitere 30 m² Fläche beansprucht, 
für die Zwischenlagerung von Oberboden werden zusätzliche 20 m² Grundfläche benötigt. Insgesamt ergibt sich so-
mit ein Flächenbedarf von ca. 140 m².  

 

Abbildung 2: Lageplan der geplanten Lager- und Containerflächen direkt am vorhandenen Weg 

Genutzt werden soll ein Grünlandbereich direkt an der Zuwegung zur Kläranlage. Gehölze oder besonders geschütz-
te Biotope werden nicht beansprucht.  
Die Fläche wird nicht mit Schwerlastverkehrfahrzeugen befahren. Es wird nur die unbedingt notwendige Fläche in 
Anspruch genommen. Die Flächen werden fachgerecht abgezogen und provisorisch befestigt. Eingebrachtes Befes-
tigungsmaterial (Schotter Z0) wird nach Abschluss der Maßnahme entfernt und der Oberboden wieder angedeckt. 
Die Fläche wird in Ihren Ursprungszustand zurückversetzt. Der zwischenzeitlich gelagerte Oberboden wird angesäht. 
Der Baubeginn ist für Ende 2023 vorgesehen, das voraussichtliche Bauende ist für September 2025 geplant. 
 
Im Naturschutzgebiet sind nach Maßgabe näherer Bestimmungen im Landschaftsplan alle Handlungen verboten, die 
zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des geschützten Gebietes oder seiner Bestandteile oder zu 
einer nachhaltigen Störung führen können. 
Der Schutzzweck des NSG ist unter anderem  

• die Erhaltung des Fließgewässer-Ökosystems Ruraue und stellenweise der begleitenden Talhänge 

• die Erhaltung des Bachtals als Struktur mit Bedeutung zur Herstellung des Biotopverbundes 



• die Seltenheit, besondere Eigenart und Schönheit des Rutales mit seinem umfangreichen Biotopinventar und 
der strukturreichen Tallandschaft die von bewaldeten und stark felsigen Talhängen umgeben ist 

Im Naturschutzgebiet ist es unter anderem insbesondere verboten: 

• bauliche Anlagen im Sinne der Bauordnung NRW (§ 2) - auch wenn sie keiner baurechtlichen Genehmigung 
oder Anzeige bedürfen - zu errichten, deren Nutzung oder deren Außenhaut zu verändern sowie rechtswid-
rig angelegte oder geänderte bauliche Anlagen im Sinne des § 2 BauO NRW bereitzustellen oder zu betrei-
ben (Ziffer 2.1 II. Nr. 1) 

Eine Ausnahme von diesen Verboten ist im Landschaftsplan 6 innerhalb von Naturschutzgebieten nicht vorgesehen. 
Aus diesem Grunde beabsichtigt die Untere Naturschutzbehörde eine Befreiung nach § 67 Abs. 1 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) i.V.m. § 75 Abs. 1 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) NRW zu gewähren. 
 
Bei diesem Vorhaben liegt außerdem aufgrund der besonderen Situation eine Atypik vor. Die ursprüngliche Planung 
für die Ertüchtigung der Kläranlage Heimbach aus dem Jahr 2006 wurde seitens des Wasserverbandes Eifel-Ruhr 
zurückgezogen, mit der Intention, die Kläranlage Heimbach zur Kläranlage Düren umzuleiten. Auf Basis dieser In-
formation war somit zum Zeitpunkt der Erstellung des Landschaftsplans Heimbach mit der Rechtskraft im Jahr 2010 
eine Modernisierung der Anlage nicht absehbar.  
Da die Planung einer Umleitung zur Kläranlage Düren nicht umgesetzt werden konnte, ist nun eine Instandsetzung 
und Modernisierung der Kläranlage aus dem Jahr 1976/1977 notwendig. 
Ein Beschluss hierzu wurde im Jahr 2013 gefasst, so dass frühestens zu diesem Zeitpunkt eine Sanierungsplanung zu 
erwarten war. Aufgrund aktueller technischer Standards sind umfangreiche Maßnahmen notwendig.  
Vor allem die vorhandene Rechenanlage und der Sandfang zeigen erheblichen Sanierungsbedarf und entsprechen 
in ihrer Konzeption nicht mehr dem Stand der Technik. Ein Abbruch und entsprechender Neubau ist hier unumgäng-
lich. Im Bereich des Nachklärbeckens ist die Sanierung der Ablaufrinne sowie eine Haubenanbringung am Königs-
stuhl zur Verbesserung der Hydraulik erforderlich.  
Ferner ist eine Inbetriebnahme der Schlammentwässerung vorgesehen. Um die dadurch entstehenden zusätzlichen 
Stickstoffbelastungen außerhalb der höchsten Tagesbelastungen behandeln zu können, wird ein Prozesswasser-
speicher auf der Kläranlage errichtet. 
Zur Sicherstellung eines automatisierten Betriebes und einer ausreichenden Betriebssicherheit im Sinne des aktuel-
len Stands der Technik werden diverse Pumpen sowie Steuerungs- und Messeinrichtungen benötigt. Auch hierfür 
sind neue Schächte geplant. 
 
Die Befreiung kann gewährt werden, da für die öffentliche Daseinsvorsorge der Abwasserentsorgung gem. § 67 Abs. 
1 Nr. 1 BNatSchG Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses vorliegen. 
 
Eine Verbandsbeteiligung gemäß § 63 Absatz 2 Nr. 5 BNatSchG wird durchgeführt. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Naturschutzbeirat macht von seinem Widerspruchsrecht gegen die 

Gewährung der Befreiung nach § 67 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 75 Abs. 1 

Landesnaturschutzgesetz NRW zur " Einrichtung temporärer Lagerflä-

chen im Naturschutzgebiet für die Ertüchtigung der Kläranlage Heim-

bach " keinen Gebrauch. 



Vorlage zu TOP 6 der 13. Sitzung des Beirats bei der Unteren Naturschutzbehörde am 14.06.2023 
 
Verrohrung des Bourheimer Fließes im Bereich des Drosselschachtes des Stauraumkanals bei Jülich-Bourheim 
 
 
Sachverhalt: 
Das vorhandene Regenüberlaufbecken (RÜB) Bourheim wurde auf einer privaten Wiesenparzelle als unterirdischer 
Staukanal errichtet. Die Neuaufstellung der Kanalnetzberechnung im Einzugsgebiet der Kläranlage Jülich, welche am 
19.05.2016 durch die Bezirksregierung (BR) Köln beschieden wurde, hat zum Ergebnis, dass die Weiterleitungsmenge 
am RÜB Bourheim von 45 auf 15 l/s reduziert werden muss. Daher wird die Rohrdrossel durch eine technische 
Drosseleinrichtung ersetzt. Für diese Drosseleinrichtung muss ein neuer Schacht gebaut werden. Dazu wurde eine 
wasserrechtliche Genehmigung nach § 57 Abs.2 Landeswassergesetz (LWG) bei der BR Köln beantragt und mit 
Schreiben vom 20.03.2019 von der BR Köln genehmigt.  
Im Rahmen der Planung ist vorgesehen, das Bourheimer Fließ zur Herstellung einer direkten Zufahrtsmöglichkeit 
zum Betriebspunkt über eine Länge von 5m zu verrohren, um dies zu dem neuen Schacht queren zu können. Ein 
Antrag auf Genehmigung gem. § 22 LWG wurde vom WVER bereits gestellt. 
 

Gestrichelt ist die vorhandene Zufahrt über einen Wirtschaftsweg dargestellt 

 
Die Zuwegung zur Baustel-
le und für spätere Unter-
haltungsmaßnahmen soll 
von der Adenauerstraße 
ca. 150 m über einen Wirt-
schaftsweg verlaufen. Das 
vorhandene Drosselbau-
werk befindet sich direkt 
gegenüber des hier offen 
verlaufenden Fließes.  
 
Das Vorhaben liegt im 
baurechtlichen Außenbe-
reich und innerhalb des 
Geltungsbereichs des 
Landschaftsplanes 2 
"Ruraue". Hier ist das 
Landschaftsschutzgebiet 
Ziffer 2.3-16 "Seitentäl-
chen bei Bourheim" be-
troffen. 

 
 
Im Zuge der Planung des neuen Drosselschachtes wurde die bisherige Zufahrtsmöglichkeit zum vorhandenen Bau-
werk über die private Grünlandfläche überprüft. Diese kann nur bei längeren Trockenwetterperioden von Bau- und 
Wartungsfahrzeugen sowie dem Spülwagen befahren werden. Da Wartungs- und Reparaturarbeiten jedoch jederzeit 
möglich sein müssen wurde die Zufahrtsmöglichkeit über eine Verrohrung des Bourheimer Fließes geplant. Dadurch 
kann ein störungsfreier Betrieb des RÜB Bourheim sichergestellt werden. Die selbe Situation gilt auch in Richtung 
Bourheim bei einer Erschließung über den bereits verrohrten Teil des Fließes.  

Neuer 

Schacht, 

links vom 

Fließ 

Erforderliche 

Verrohrung 

zur Querung 



Eine alternative Zugänglichkeit 
über die private Grünlandflä-
che für alle Witterungslagen 
wäre nur durch Anlegen eines 
befestigten Betriebsweges und 
entsprechendem Flächener-
werb möglich. Dieser müsste 
im Gewässerschutzstreifen des 
Bourheimer Fließes liegen. 
Hier im Foto also rechts, paral-
lel zum Fließ in der Grünland-
fläche.  
Diese Maßnahme würde einen 
erheblich größeren Eingriff in 
den Naturhaushalt verursa-
chen. Aus diesem Grunde wur-
de eine Verrohrung des ohne-
hin im Oberlauf verrohrten 
Fließes beantragt.  
 

 
Für die geplante Baumaßnahme 
würde das Bourheimer Fließ 
über eine Länge von 5 m ver-
rohrt und ein mittelalter Baum 
gefällt werden (siehe Foto 
rechts). Der Pfeil markiert den 
Schacht.  

 

In Landschaftsschutzgebieten 
sind nach Maßgabe näherer 
Bestimmungen im Landschafts-
plan alle Handlungen verboten, 
die den Charakter des Gebietes 
verändern können oder dem 
besonderen Schutzzweck zuwi-
derlaufen. 

 

 

Schutzzweck ist: 

• zur Erhaltung oder Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder der Nutzungsfä-
higkeit der Naturgüter, 

• wegen der Vielfalt, Eigenart oder Schönheit des Landschaftsbildes  
 



In den Landschaftsschutzgebieten ist es insbesondere und unter anderem verboten: 

gem. Ziffer 2.3 a)  bauliche Anlagen zu errichten, auch wenn sie keiner Baugenehmigung oder Bauanzeige 
bedürfen, sowie die Außenseite bestehender baulicher Anlagen zu ändern; 

gem. Ziffer 2.3 e)   Gewässer einschließlich Fischteichen anzulegen oder zu ändern; 

gem. Ziffer 2.3 l)  Hecken, Feld- oder Ufergehölze, Einzelbäume, Baumgruppen oder -reihen zu beseitigen 
oder zu beschädigen (als Beschädigung gelten auch das Verletzen des Wurzelwerks und 
jede andere Maßnahme, die geeignet ist, das Wachstum negativ zu  beeinflussen). 

 

Eine Ausnahme von diesen Verboten ist im Landschaftsplan 2 nicht vorgesehen. Aus diesem Grunde beabsichtigt die 
Untere Naturschutzbehörde eine Befreiung nach § 67 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i.V.m. § 75 Abs. 1 
Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) NRW zu gewähren. 
 
Bei diesem Vorhaben liegt außerdem aufgrund der besonderen Situation eine Atypik vor. Die Verhältnisse im Kanal-
netz Jülich haben sich über die Jahre verändert. Als Ergebnis der Neuaufstellung der Kanalnetzberechnung im 
Einzugsgebiet der Kläranlage Jülich beschied die Bezirksregierung, dass die Wasserleitungsmenge  am RÜB 
Bourheim von 45 auf 15 l/s zu reduzieren ist. Dies war im Jahre 1984, zum Zeitpunkt der Rechtskraft des 
Landschaftsplans "Ruraue", nicht vorhersehbar. 
 
Die Befreiung kann gewährt werden, da für die öffentliche Daseinsvorsorge des Regenwasser- und Hochwasser-
schutzes gem. § 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses vorliegen. 
 
 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Naturschutzbeirat macht von seinem Widerspruchsrecht gegen die 

Gewährung der Befreiung nach § 67 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 75 Abs. 1 

Landesnaturschutzgesetz NRW zur " Verrohrung des Bourheimer Fließes 

im Bereich des Drosselschachtes des Stauraumkanals bei Jülich-

Bourheim " keinen Gebrauch. 



Vorlage zu TOP 7 der 13. Sitzung des Beirates bei der Unteren Naturschutzbehörde am 14.06.2023 
 
Erweiterung Abgrabung Niederzier-Steinstraß 
 
Sachverhalt:  
Die Firma „KiDe Alt-Lich GmbH & Co. KG" aus Linnich plant die Erweiterung ihrer bestehenden, etwa 20 ha großen, Tro-
ckenabgrabung von Kies, Sand Lehm und Ton, in der Gemeinde Niederzier, Gemarkung Steinstraß, Flur 18 in Richtung 
Norden um insgesamt 9,62 ha auf einer derzeitigen Ackerfläche. 

 

Das Vorhabensge-
biet liegt direkt 
südlich angren-
zend an die B 55. 
Schutzgebiete 
oder -objekte sind 
in dem Bereich 
nicht vorhanden. 
Im Bereich der Ab-
grabung befinden 
sich Windenergie-
anlagen, die durch 
das Vorhaben 
nicht berührt wer-
den. 
 
Es ist geplant, den 
Aufschluss von 
2028/2029 bis 
2035 und den 
Restabbau sowie 
die Restverfüllung 
bis Ende 2045 vor-
zunehmen. 
 

Vorhabensgebiet (Zwei Flächen, umrandet, siehe Pfeil), schraffierte Flächen: Genehmigte/ bestehende Abgrabung 
 
Im Vorhabensgebiet sollen Abgrabung, Verfüllung und Rekultivierung in ähnlicher Art fortgeführt werden wie in der be-
stehenden Abgrabung. Die bestehenden Betriebsanlagen sollen genutzt werden. Ebenso erfolgt die Erschließung über 
die vorhandenen Erschließungswege und Baustraßen.  
 
Die Abbautiefe beträgt bis zu 30m. Nach Abschluss des Abbaus soll das Gelände des Vorhabensgebietes auf Ursprungs-
niveau sukzessive mit sauberen Bodenaushub wiederverfüllt werden. Im Rahmen der Rekultivierung werden auf den 
Flächen des Vorhabensgebietes teilweise Anpflanzungen und offene Gras-/ Krautflächen hergestellt, teilweise werden 
wieder Ackerflächen hergestellt. Die landschaftsökologische Kompensation wird vollumfänglich auf den Flächen des Vor-
habensgebietes erbracht. Die Eingriffsbilanzierung ist als Auszug aus dem landschaftspflegerischen Begleitplan in Anlage 
1 dargestellt. 
 
Zudem wurden für die Abgrabungserweiterung ein ökologischer Fachbeitrag und ein Fachbeitrag zur Artenschutzprüfung 
erstellt. Hieraus ergibt sich, dass – neben der zeitlichen Baufeldräumung - zusätzliche Maßnahmen, die ein Auslösen der 
Verbotstatbestände des § 44 Bundesnaturschutzgesetz verhindern, nur für die Feldlerche (Verlust eines Brutplatzes) und 
die Kreuzkröte notwendig sind. Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag entwickelt hierfür ein Maßnahmenkonzept, dessen 
Zusammenfassung in Anlage 2 wiedergegeben wird.   
 
In der Beiratssitzung soll eine Anhörung des Beirats zu dem Vorhaben durchgeführt werden, da es sich um einen bedeu-
tenden Beteiligungsfall bei der Planung von Vorhaben der Abgrabungswirtschaft handelt.  
 
Beschlussvorschlag: In der Sitzung zu formulieren. 















Vorlage zu TOP 8 der 13. Sitzung des Beirates bei der Unteren Naturschutzbehörde am 14.06.2023 

 
Sitzungsniederschrift 
 
Gemäß § 9 Absatz 3 der Geschäftsordnung des Beirates bei der Unteren Naturschutzbehörde ist die Niederschrift in 
der nächsten Sitzung durch den Beirat zu genehmigen. Somit liegt eine genehmigte Niederschrift erst mehrere 
Wochen bis wenige Monate nach der durchgeführten Sitzung vor.  
Um die Ergebnisse der Beiratssitzung aber zeitnah mitzuteilen und zu veröffentlichen, ist die derzeitige 
Vorgehensweise, dass direkt nach einer Beiratssitzung die Niederschrift gefertigt, unterschrieben, veröffentlicht und 
an den vorgesehenen Verteilerkreis gesendet wird. Die Beratung über die Genehmigung erfolgt dann erst wesentlich 
später in der nächsten Beiratssitzung unter dem Tagesordnungspunkt „Genehmigung der Niederschrift“. Hieraus 
ergibt sich, dass ggf. gewünschte Änderungen bzw. Ergänzungen der Niederschrift lediglich in der nächsten 
Niederschrift unter dem Tagesordnungspunkt „Genehmigung der Niederschrift“ erfasst werden. 
 
Dieses Vorgehen wurde im Beirat thematisiert und auch hinterfragt, zumal auch verständlich ist, dass es vorteilhaft 
ist, wenn Veränderungen in derselbigen Niederschrift auch erkennbar enthalten sind. 
 
Eine Möglichkeit, um hierfür Abhilfe zu schaffen, wäre, zukünftig die noch nicht genehmigte Niederschrift mit der 
Kennzeichnung als „Entwurf“ und ohne Unterschrift zu veröffentlichen und an den Verteilerkreis zu senden. Nach 
Genehmigung der Niederschrift in der folgenden Sitzung könnte sie inkl. ggf. beschlossener Änderungen bzw. 
Ergänzungen als genehmigte Fassung unterschrieben, veröffentlicht und an den Verteilerkreis gesendet werden. 
 
Zur Information wird auf die Vorgehensweise bei Kreistagsniederschriften informiert: Nach § 37 Absatz 1 Kreisordnung 
NRW ist keine Genehmigung der Niederschrift des Kreistages durch den Kreistag erforderlich. Die Niederschrift ist 
lediglich vom Landrat und einem vom Kreistag zu bestellenden Schriftführer zu unterzeichnen.  
Eine nachträgliche Änderung der einmal durch Unterzeichnung zur öffentlichen Urkunde gewordenen Niederschrift 
durch Beschluss des Kreistages ist ausgeschlossen. In § 10 Absatz 4 der Geschäftsordnung für den Kreistag des 
Kreises Düren ist festgehalten, dass die Niederschrift als anerkannt gilt, wenn gegen sie innerhalb von zehn Tagen 
nach dem Tag der Absendung keine schriftlichen Einwendungen erhoben werden. Sofern fristgerecht Einwendungen 
erhoben werden, werden diese in der nächsten Sitzung behandelt.  
 
Wenn eine Anpassung an die vorhergehend geschilderte Vorgehensweise des Kreistages gewünscht ist, bestünde die 
Möglichkeit der analogen Änderung des § 9 Absatz 3 der Geschäftsordnung des Beirates bei der Unteren 
Naturschutzbehörde, so dass es keiner förmlichen Genehmigung der Niederschrift mehr bedarf. 
 
 
Beschlussvorschlag: Der Naturschutzbeirat beschließt, die Anfertigung der Niederschriften auf 

Grundlage der derzeitigen Geschäftsordnung vorzunehmen und zunächst eine 
Entwurfsfassung zu fertigen, in die mit der Genehmigung ggf. Ergänzungen/ 
Änderungen übernommen werden.  

 
Alternativer Beschlussvorschlag: Der Naturschutzbeirat beschließt, die Geschäftsordnung in § 9 Absatz 3 

dahingehend zu ändern, dass die Genehmigung der Niederschriften durch 
Abzeichnung des Beiratsvorsitzenden und des/ der Schriftführers/in erfolgt. Die 
Niederschrift gilt als anerkannt, wenn gegen sie innerhalb von zehn Tagen nach 
dem Tag der Absendung keine schriftlichen Einwendungen erhoben werden. Sofern 
fristgerecht Einwendungen erhoben werden, werden diese in der nächsten Sitzung 
behandelt. 

 


